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Sanktionsdurchsetzungsgesetz II: Entwurf veranschiedet
Das Bundeskabinett hat am 26. Oktober 2022 den Entwurf eines Zweiten Sanktionsdurchsetzungsgesetzes 
(SDG II) verabschiedet. Dieser wird nun dem Bundesrat zur Stellungnahme weitergeleitet. 

Die Bundesregierung hatte den Ländern zuge-
sagt, die mit dem Sanktionsdurchsetzungsge-

setz I eingeführten Vermögensermittlungs- und 
Sicherstellungsbefugnisse, die von den Ländern 
wahrgenommen werden sollten, auf eine zent-
rale Stelle des Bundes zu übertragen. Zu diesem 
Zweck richtet das Bundesministerium der Finan-
zen in seinem Geschäftsbereich eine „Zentralstelle 
für Sanktionsdurchsetzung“ ein. Die Zentralstelle 
wird zunächst bei der Generalzolldirektion ange-
siedelt.

Mit der Schaffung der Zentralstelle für Sankti-
onsdurchsetzung sollen auch die relevanten Be-
fugnisse für die sanktionsbezogene Vermögens- 
ermittlung und die Schaffung eines Registers für 
Vermögenswerte sanktionierter Personen und Per-
sonengesellschaften im Sanktionsdurchsetzungs-
gesetz II geregelt werden. Dazu gehört auch die  
Möglichkeit der Erfassung von bestimmten Ver-
mögenswerten, die in einem sanktionsbezogenem 
Vermögensermittlungsverfahren nicht eindeutig 
zugeordnet werden können.

Der Gesetzentwurf sieht zudem vor, Immobili-
endaten, die in den Ländern zwischen den Grund-
buchämtern und Katasterämtern ausgetauscht 

Frankfurt: Die 
Main-Metropole 
bewirbt sich um den 
Sitz der AMLA.
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werden, auch für das Transparenzregister verfüg-
bar zu machen. Hierdurch soll die Zeit überbrückt 
werden, bis eine bundesweite elektronische Ab-
fragemöglichkeit der Grundbücher (Datenbank-
grundbuch) fertiggestellt sein wird.

Zudem sollen Barzahlungen beim Erwerb von 
Immobilien künftig ausgeschlossen werden. Das 
Verbot erstreckt sich auch auf Gegenleistungen 
mittels Kryptowerten und Rohstoffen. 

Der Gesetzentwurf enthält weitere Regelungen, 
wie zum Beispiel die Einrichtung einer Hinweis- 
annahmestelle, die Möglichkeit der Bestellung 
eines Sonderbeauftragten zur Überwachung der 
Einhaltung von Sanktionen in Unternehmen und 
die Nutzbarmachung von Eigentums- und Kont-
rollstrukturübersichten des Transparenzregisters 
für Behörden und Verpflichtete.  
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Frankfurt bewirbt sich um Sitz für neue europäische 
Antigeldwäschebehörde 

Auf einen Blick

• In einer Zentralstelle für Sanktionsdurch-
setzung sollen die Vermögensermittlungs- und 
Sicherstellungskompetenzen von den Ländern 
auf den Bund übertragen und über sie die Sank-

„Frankfurt als einer der Top-Finanzplätze in 
der EU und Heimat der EZB wäre ein idealer 

Standort für die Behörde“, erklärte die Hessische 
Ministerin für Bundes- und Europaangelegenhei-
ten und Bevollmächtigte des Landes Hessen beim 
Bund, Lucia Puttrich, Ende Oktober. Deshalb setze 
sich Hessen auf europäischer Ebene schon sehr 
lange ein für eine Ansiedlung der Antigeldwäsche- 
behörde der EU, kurz AMLA (Anti-Money-Laun-
dering Authority), in Frankfurt. Hessens Finanz-
staatssekretär Dr. Martin Worms betonte, das 

Bundesland ziehe bei der Bekämpfung von Geld-
wäsche und Terrorismusfinanzierung an einem 
Strang mit Bund und EU. Beispiele hierfür seien die 
Darmstadt Working Group, eine vom Regierungs-
präsidium Darmstadt koordinierte, bundesweite 
Arbeitsgruppe für die Geldwäschebekämpfung im 
Nichtfinanzsektor sowie die Anti Financial Crime 
Alliance (AFCA), in der sich Bundes- und Landes-
behörden sowie Unternehmen des Finanz- und 
des Nichtfinanzsektors in einer öffentlich-privaten 
Partnerschaft zur Zusammenarbeit in der Geldwä-

schebekämpfung zusammengeschlossen hätten.
„Frankfurt bietet durch zahlreiche Behörden 

geballte Aufsichtskompetenz, räumliche Nähe zu 
vielfältigsten Kreditinstituten – von der Regional-
bank bis zu Global Playern – und einen ausge-
sprochen nachhaltigen und innovativen Standort, 
mit einem großen Angebot an zertifizierten, direkt 
verfügbaren Büroimmobilien“, ergänzte Worms. 
Mit einer Entscheidung für Frankfurt wäre gewähr-
leistet, dass die AMLA zügig einsatzfähig sei. 
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tionsdurchsetzung insgesamt in Deutschland 
koordiniert werden.

• Mit einem Register für sanktionierte Personen 
und deren Vermögenswerte sollen die Eigen- 
tumsverhältnisse beziehungsweise die wirt-
schaftlich Berechtigten besser nachvollzogen 
werden.

• Basisdaten aus den Grundbüchern zu Eigen- 
tümer, Flurstück und Grundbuchblatt sollen 
künftig in das Transparenzregister aufgenom-
men und den dort verzeichneten Vereinigungen 
zugeordnet werden.

• Eine zentrale Hinweisannahmestelle soll eta-
bliert werden.

• Listungen der Vereinten Nationen (auf ei-
nen vorläufigen Zeitraum von bis zu fünf Tagen 
begrenzt) sollen automatisch im Inland für an-
wendbar erklärt werden, um zeitliche Lücken in 
der Anwendbarkeit zu verhindern.

• Barzahlungen beim Immobilienerwerb sollen 
verboten werden, um Geldwäscherisiken im Im-
mobiliensektor zu minimieren.
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